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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

Weitere Verlängerung der Erklärungsfristen für den Besteuerungszeitraum 
2020 durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 31. März 2022 ein Schreiben 
zur weiteren Verlängerung der Erklärungsfristen für den Besteuerungszeitraum 
2020 durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz veröffentlicht.  

Angesichts der weiterhin andauernden, durch die Corona-Pandemie verursachten 
Ausnahmesituation sollen die Erklärungsfristen in beratenen Fällen (§ 149 Absatz 
3 Abgabenordnung (AO)) sowie die zinsfreien Karenzzeiten (§ 233a Absatz 2 AO) 
für 2020 durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz (Bundestag-Drucksache (BT-
Drs.) 20/1111 vom 21. März 2022) um weitere drei Monate verlängert werden. Im 
Vorgriff auf die gesetzliche Regelung haben die obersten Finanzbehörden von 
Bund und Ländern verschiedene Anweisungen getroffen. 

Das vorliegende BMF-Schreiben ergänzt das BMF-Schreiben vom 20. Juli 2021, 
vgl. unseren Blogbeitrag. Danach gilt im Vorgriff auf die gesetzliche Regelung, 
dass sofern: 

• eine Steuer- oder Feststellungserklärung i.S.d. § 149 Abs. 2 AO 
für den Veranlagungszeitraum 2020 nach Ablauf der insoweit 
geltenden Erklärungsfristen und bis zum Inkrafttreten des 
Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes abgegeben wird, 152 Abs. 2 
AO nicht anzuwenden ist, § 152 Abs. 1 AO aber anwendbar 
bleibt. 

• die Abgabe einer durch Angehörige der steuerberatenden 
Berufe erstellten Steuer- oder Feststellungserklärung im Sinne 
von § 149 Abs. 3 Halbsatz 1 AO für den Veranlagungszeitraum 
2020 nach Ablauf des 31. Mai 2022 und bis zum Inkrafttreten 
des Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes erfolgt, diese Abgabe – 
vorbehaltlich einer Vorabanforderung nach § 149 Abs. 4 AO – 
nicht als verspätet im Sinne des § 152 Abs. 1 AO gilt. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 01. April 2022, IV A 3 -S 0261/20/10001 :016. 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/07/21/bmf-fristverlaengerung-fuer-die-abgabe-von-steuererklaerungen/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-04-01-weitere-verlaengerung-der-erklaerungsfristen-fuer-den-besteuerungszeitraum-2020-durch-das-vierte-corona-steuerhilfegesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 31. März 2022 

 
 
Der Erg.bilanzgewinn, der mitunternehmerbezogen den laufenden 
Gesamthandsgewinn korrigiert, ist eine gesondert festzustellende 
und selbständig anfechtbare Besteuerungsgrundlage. Eine eigene 
Klagebefugnis des Mitunternehmers hiergegen besteht nach § 48 
Abs. 1 Nr. 5 FGO aber nur dann, wenn dieser Gewinn allein aus 
den Mitunternehmer betreffenden Gründen streitig ist. In dem 
Besteuerungsverfahren für den reinvestierenden Betrieb ist nicht 
mit Bindungswirkung für das Besteuerungsverfahren des 
veräußernden Betriebs zu entscheiden, ob dort die Veräußerung 
eines Wirtschaftsguts erst nach dem 31.12.2001 erfolgt und 
deshalb die gesellschafterbezogene Betrachtung des § 6b EStG 
anzuwenden ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
Zwischenberechtigter einer ausländischen Vermögensmasse i.S. 
des § 7 Abs. 1 Nr. 9 Satz 2 Halbsatz 2 ErbStG ist, wer unabhängig 
von einem konkreten Ausschüttungsbeschluss über dingliche 
Rechte oder schuldrechtliche Ansprüche in Bezug auf Vermögen 
oder Erträge der Vermögensmasse verfügt. Bei Ausschüttungen 
aus einer ausländischen Vermögensmasse obliegt es dem 
Empfänger, die Tatsachen darzulegen und gegebenenfalls die 
erforderlichen Beweismittel dafür zu beschaffen, dass ihm nach 
Maßgabe des einschlägigen Rechts kein Anspruch auf die 
Ausschüttung zugestanden habe. 
 
Zum Urteil, siehe auch das im Wesentlichen inhaltsgleiche Urteil II 
R 32/19 vom selben Tag. 
 
 
Hat sich der Errichter einer ausländischen Vermögensmasse 
solche umfassenden Herrschaftsbefugnisse über das Vermögen 
vorbehalten, dass die Vermögensmasse ihm gegenüber darüber 
nicht tatsächlich und frei verfügen kann, bleibt dieses Vermögen 
solches des Errichters. Die Ermittlung ausländischen Rechts, dem 
die Vermögensmasse unterliegt, ist Aufgabe des FG als 
Tatsacheninstanz. In welchem Umfang das FG das ausländische 
Recht ermittelt, steht in seinem pflichtgemäßen Ermessen und ist 
von den jeweiligen Umständen des Einzelfalls abhängig; der 
Vortrag der Beteiligten ist zu berücksichtigen. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil IV R 7/19: 
Ergänzungsbilanz-
gewinn als selbständig 
anfechtbare 
Besteuerungsgrund-
lage; § 6b EStG: 
Übertragung stiller 
Reserven auf einen 
anderen Betrieb 
 
 
16. Dezember 2021 
 

Urteil II R 31/19: 
Erwerb durch 
Zwischenberechtigte 
eines anglo-
amerikanischen 
Trusts 
 
 
 
 
 
25. Juni 2021 
 

 

 
Urteil II R 13/19: 
Vermögen eines 
anglo-amerikanischen 
Trusts als 
Nachlassvermögen 
des Errichters 
 
 
 
 
 
25. Juni 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210059/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210057/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250040/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250040/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210056/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil II R 39/19: Erbfall nach italienischem Recht 
17. November 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 40/19: Unterhaltsaufwendungen an in Deutschland geduldete 
Angehörige 
02. Dezember 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Unterbrechung der Zahlungsverjährung durch eine BZSt-Online-Anfrage 

Die für eine Verjährungsunterbrechung nach § 231 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 AO 
erforderliche Außenwirkung liegt auch dann vor, wenn die Finanzbehörde durch 
eine BZSt-Online-Anfrage direkt auf die IdNr.-Datenbank zugreift. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Streitig ist, ob entgegen der Feststellung im streitgegenständlichen 
Abrechnungsbescheid vom 13. Juni 2016 rückständige Steuern und 
Nebenleistungen durch Zahlungsverjährung erloschen sind. Laut 
Abrechnungsbescheid wurde die Verjährungsfrist am 01. Dezember 2015 durch 
eine Online-Wohnsitzanfrage beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) nach § 
231 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Abgabenordnung (AO) unterbrochen. 

Die dagegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht München hatte keinen 
Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Die im Abrechnungsbescheid aufgeführten Ansprüche aus dem 
Steuerschuldverhältnis sind nicht durch Verjährung erloschen. Das Finanzgericht 
hat zu Recht entschieden, dass die BZSt-Online-Anfrage vom 01.12.2015 die 
Verjährung gemäß § 231 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 AO unterbrochen hat. 

Nach der Rechtsprechung des BFH setzt die Verjährungsunterbrechung eine 
nach außen wirkende Maßnahme gemäß § 231 Abs. 1 Satz 1 AO voraus; rein 
innerdienstliche Maßnahmen reichen nicht aus. Allerdings ist die 
verjährungsunterbrechende Wirkung einer Wohnsitzanfrage nicht davon 
abhängig, dass der Zahlungspflichtige von dieser Maßnahme erfährt. Maßgebend 
ist allein, dass das FA den Entschluss fasst, seinen Zahlungsanspruch 
durchzusetzen, und dies über den rein innerdienstlichen Bereich hinaus nach 
außen sichtbar wird (BFH, Urteil vom 17. September 2014, VII R 8/13). 

Bei einer Verjährungsunterbrechung durch Ermittlungen zum Wohnsitz bzw. 
Aufenthaltsort des Zahlungspflichtigen muss hinzukommen, dass das Finanzamt 
einen besonderen Anlass hatte, zur Realisierung des Zahlungsanspruchs 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210058/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210060/
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entsprechende Ermittlungsmaßnahmen einzuleiten. Ein solcher Anlass besteht 
nur, wenn dem Finanzamt der Wohnsitz bzw. Aufenthaltsort des 
Zahlungspflichtigen unbekannt ist. Eine rein schematische Anfrage kann die 
Verjährung nicht unterbrechen. 

Ferner muss die Maßnahme auf die Realisierung eines konkreten Anspruchs, 
dessen Verjährung unterbrochen werden soll, gerichtet sein (BFH, Urteil vom 24. 
November 1992, VII R 63/92). 

Ob die Finanzbehörde, welche die Maßnahme durchgeführt hat, örtlich zuständig 
war, hat keinen Einfluss auf die Wirksamkeit der Maßnahme in Bezug auf die 
Verjährungsunterbrechung (vgl. BFH, Beschluss vom 13. August 1981, IV R 
72/77). 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 21. Dezember 2021 (VII R 21/19), veröffentlicht am 31. 
März 2022. 

 

Vorlage an das BVerfG: Verfassungswidrigkeit der Abgeltungsteuer? 

Das Niedersächsische Finanzgericht hält die Vorschriften über die 
Abgeltungsteuer in § 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) in 
Verbindung mit § 43 Abs. 5 EStG (Abgeltungsteuer) für mit dem Gleichheitssatz 
des Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) nicht vereinbar und hat sie dem 
Bundesverfassungsgericht zur Prüfung vorgelegt. 

Hintergrund 

Seit dem 1. Januar 2009 werden Einkünfte aus Kapitalvermögen, also z.B. 
Zinsen, Dividenden und realisierte Kursgewinne, mit einem Einkommensteuersatz 
von 25 % versteuert. Hinzu kommen u.U. der Solidaritätszuschlag und ggf. 
Kirchensteuer. 

Die Einkommensteuer wird von dem jeweiligen Gläubiger der Einnahmen aus 
Kapitalvermögen, insbesondere also von den Banken, als Kapitalertragsteuer „an 
der Quelle“ einbehalten und direkt an das Finanzamt abgeführt. 

Für die Steuerpflichtigen ist die Einkommensteuerschuld mit dem Abzug der 
Kapitalertragsteuer grundsätzlich abgegolten. Es handelt sich um eine 
„Abgeltungsteuer“. Die abgeführte Steuer stellt also – anders als früher – keine 
Vorauszahlung auf die persönliche Einkommensteuer dar. Die Steuerpflichtigen 
müssen die entsprechenden Kapitaleinkünfte nicht mehr in der Steuererklärung 
angeben, auch wenn der persönliche Einkommensteuersatz über 25 % liegt. 

Liegt der persönliche Einkommensteuersatz jedoch niedriger als 25 % können die 
Steuerpflichtigen zu viel gezahlte Abgeltungsteuer vom Finanzamt zurückfordern. 
Hierzu müssen die Kapitalerträge in der Steuererklärung beim Finanzamt 
angegeben werden, damit dieses eine Günstigerprüfung vornimmt. 

Sachverhalt 

Der Kläger erzielte als selbständiger Versicherungsmakler gewerbliche Einkünfte, 
die mit seinem persönlichen Einkommensteuersatz – von über 25% – besteuert 
wurden. Daneben erhielt er Kapitaleinkünfte in Form von verdeckten 
Gewinnausschüttungen aus mehreren Beteiligungen an Kapitalgesellschaften und 
von Zinsen. Diese wurden mit dem abgeltenden Steuersatz i.H. von 25 % 
besteuert. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210054/
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Im Rahmen einer Betriebsprüfung gelangte das beklagte Finanzamt zu der 
Auffassung, dem Kläger seien Provisionszahlungen zuzurechnen, die bisher einer 
anderen Person zugeordnet worden waren. Es erhöhte den gewerblichen Gewinn 
– und damit die Einkommensteuer – des Klägers entsprechend. 

Hiergegen wandte sich der Kläger mit seiner Klage und trug vor, die Provisionen 
seien ihm zu Unrecht zugerechnet worden. Außerdem sei bei der Ermittlung 
seiner Einkünfte aus Kapitalvermögen der Ansatz des Sparer-Freibetrages 
unterblieben. 

Richterliche Entscheidung 

Das Niedersächsische Finanzgericht folgte der Auffassung des Klägers und hielt 
die Erhöhung des Gewinns für unzutreffend. Das beklagte Finanzamt habe die 
Zurechnung der Provisionen an den Kläger nicht nachvollziehbar belegen 
können. Auch sei der Sparer-Freibetrag zu Unrecht nicht berücksichtigt worden. 

Dennoch hat die Klage (derzeit) keinen Erfolg, da die gegenüber dem Kläger 
festgesetzte Steuer auf die Kapitaleinkünfte nach rechtlicher Auffassung des 
Finanzgerichts zu niedrig ist. 

Das Gericht gelangte zu der Überzeugung, dass die Anwendung der 
Abgeltungsteuer, also der Ansatz des abgeltenden Steuersatzes i.H. von 25%, 
auf die Kapitaleinkünfte zwar auf Grundlage der geltenden Gesetzeslage 
zutreffend erfolgt sei, die zugrunde liegenden Vorschriften aber gegen die in Art 3 
Abs. 1 GG verankerte Vorgabe der Gleichbehandlung aller Einkunftsarten und 
einer gleichmäßigen Besteuerung nach der individuellen Leistungsfähigkeit 
verstoßen und daher verfassungswidrig seien. 

Die Abgeltungsteuer führe zu einer Ungleichbehandlung zwischen Beziehern 
privater Kapitaleinkünfte und den übrigen Steuerpflichtigen. Während die 
Bezieher von Kapitaleinkünften (nach § 32d Abs. 1 EStG in Verbindung mit § 43 
Abs. 5 EStG) mit einem Sondersteuersatz von 25 % abgeltend belastet werden, 
unterliegen die übrigen Steuerpflichtigen gemäß § 32a EStG einem Steuersatz 
von bis zu 45 %. 

Die in den Gesetzesmaterialien genannten Rechtfertigungsgründe genügten den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht. Weitere Rechtfertigungsgründe 
seien nicht ersichtlich. 

Die Abgeltungsteuer sei nicht zur Verwirklichung eines effektiven Steuervollzugs 
oder zur Beseitigung eines etwaigen strukturellen Vollzugsdefizits geeignet. 
Unabhängig von der Frage der grundsätzlichen Geeignetheit der Regelung sei die 
Erforderlichkeit zwischenzeitlich entfallen, da sich seit dem Inkrafttreten der 
Abgeltungsteuer die Möglichkeiten der Finanzverwaltung, im Ausland befindliches 
Vermögen zu ermitteln, stark verbessert hätten. 

Die Abgeltungsteuer sei weder zur Standortförderung des deutschen 
Finanzplatzes geeignet noch führe sie zu einer wesentlichen Vereinfachung im 
Besteuerungsverfahren. 

Entsprechend der sich aus Art. 100 Abs. 1 GG ergebenden Verpflichtung hat das 
Gericht das Klageverfahren daher ausgesetzt und holt die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts darüber ein, „ob § 32d Abs. 1 EStG in Verbindung mit 
§ 43 Abs. 5 EStG in den in den Jahren 2013, 2015 und 2016 geltenden 
Fassungen insoweit mit Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) vereinbar sind, als 
dass sie für Einkünfte aus privaten Kapitalerträgen einen Sondersteuersatz in 
Höhe von 25 % mit abgeltender Wirkung vorsehen“. 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Fundstelle 

Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 18. März 2022 (7 K 120/21), siehe 
die Pressemitteilung des Finanzgerichts vom 31. März 2022; ein Az. beim BVerfG 
ist noch nicht bekannt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Business Meldungen 

Krieg in der Ukraine – Veränderte Lieferbeziehungen aus rechtlicher Sicht: Drei 

Fragen an Tobias von Tucher, Partner, Tax & Legal 

  

Der Krieg in der Ukraine hat weitreichende Auswirkungen, auch auf die 

Lieferbeziehungen. Es stellen sich zahlreiche Fragen zu den vertragsrechtlichen 

Konsequenzen. Worauf Unternehmen jetzt achten müssen, erläutert PwC-

Experte Tobias von Tucher in „Drei Fragen an…“. 

Näheres finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter diesem Link. 

 

Terminplaner 
  

InvestorTax@OneClick 

26.04., Webinar 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

  

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc-events.com/investortax
https://finanzgericht.niedersachsen.de/aktuelles/presseinformationen/verfassungswidrigkeit-der-abgeltungsteuer-210168.html
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2022/04/04/krieg-in-der-ukraine-veraenderte-lieferbeziehungen-aus-rechtlicher-sicht-drei-fragen-an-tobias-von-tucher-partner-tax-legal/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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